
                                                                                         AMT DER WIENER 
                                                                                         LANDESREGIERUNG 
 
 
 
 MD-Verfassungs- und 
 Rechtsmittelbüro 

 1082 Wien, Rathaus 

 4000-82333 

 Telefax:  4000-99-82310 

 e-mail: post@mdv.magwien.gv.at 

 
MD-VfR - 741/2001 Wien, 10. Mai 2001 

Entwurf eines Bundesverfassungs- 
gesetzes, mit dem das Bundes-Ver-  
fassungsgesetz geändert wird; 
Begutachtung;  
Stellungnahme  
 
zu GZ 601.999/011-V/1/2001 

 

An das 

Bundeskanzleramt - Verfassungsdienst 

 

Auf das do. Schreiben vom 5. April 2001 gibt das Amt der Wiener Landesregierung 

bekannt, dass gegen den im Betreff genannten Gesetzentwurf keine Bedenken beste-

hen. Es wird jedoch auf den Beschluss der Landtagspräsidentenkonferenz vom 23. Ok-

tober 2000, Zl. VST-2179/66, über erweiterte Mitwirkungsrechte der Länder in Ange-

legenheiten der Europäischen Union hingewiesen. 

 
Gleichzeitig werden 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme an das Präsidium des 

Nationalrates übermittelt. Eine weitere Ausfertigung ergeht an die e-mail Adresse  

„begutachtungsverfahren@parlament.gv.at“. 

 
 
 Für den Landesamtsdirektor: 
 

 

Dr. Gerhard Cech Dr. Peter Pollak 

3/SN-201/ME XXI. GP - Stellungnahme zu Entwurf (gescanntes Original) 1 von 1




